
1. Änderungssatzung vom 24. Juni 2022 
der Betriebssatzung der Stadt Oberhau-
sen für den Eigenbetrieb SBO Service-
betriebe Oberhausen vom 21.12.2020 
 
Der Rat der Stadt Oberhausen hat in seiner Sitzung am 
20.06.2022 die folgende 1. Änderungssatzung der 
Betriebssatzung der Stadt Oberhausen für den 
Eigenbetrieb SBO Servicebetriebe Oberhausen vom 
21.12.2020 beschlossen: 
 

Artikel 1 
 
§ 1 Abs. 2 wird wie folgt geändert und neu gefasst:  
 
Zu den Aufgaben des Eigenbetriebes gehören insbeson-
dere: 
a) alle Dienstleistungen im Bereich des Immobilien- und 

Gebäudemanagements, 
b) die Unterhaltung und Pflege städtischer Sportflächen, 
c) die Planung, Unterhaltung und Pflege städtischer 

Grünflachen, 
d) die Baumpflege und der Baumschutz, 
e) das Friedhofswesen, 
f)  Serviceleistungen für die Stadt Oberhausen und 

Unternehmen mit städtischer Beteiligung, insbeson-
dere im Rahmen der Beschaffung sowie beim Erwerb 
oder der Veräußerung von Liegenschaften, 

g) Planung und Realisierung von Neu-, Um- und Erwei-
terungsbauten für die Stadt Oberhausen als Bauherrin, 

h) die Vermietung, Anmietung und Verpachtung von 
Liegenschaften und Räumen, 

i)  die bedarfsgerechte Versorgung aller Organisations-
einheiten der Stadt mit städtischen oder angemieteten 
Räumen oder Grundstücken, 

j)  Bäderwesen, Marina, 
k) Tiergehege, 
l)  Immobilien- und Mietwesen für Eigenobjekte der 

OGM GmbH. 
 
§ 1 wird um die folgenden Abs. 4 und 5 ergänzt: 
 
(4) Dem Eigenbetrieb werden zur Erfüllung der Aufgaben 

nach Abs. 2 hoheitliche Befugnisse übertragen, insbe-
sondere der Erlass von Bescheiden für die Stadt 
Oberhausen (zum Beispiel Gebühren, Beiträge, 
Ordnungsverfügungen, Erhebung von Verwaltungs-
kosten) sowie in diesem Zusammenhang die Durch-
führung von Maßnahmen des Verwaltungszwangs 
nach dem Verwaltungsvollstreckungsgesetz NRW. 

 
(5) Der Eigenbetrieb ist ermächtigt, im Rechtsverkehr 

alle Erklärungen für die Stadt Oberhausen als 
Eigentümerin von Grundstücken und grundstücks-
gleichen Rechten im Namen der Stadt Oberhausen 
abzugeben sowie das gemeindliche Vorkaufsrecht 
bzw. ein privatrechtlich vereinbartes Vorkaufsrecht 
im Namen der Stadt Oberhausen auszuüben.  

 
Artikel 2 

 
Diese Änderungssatzung tritt am Tag nach ihrer öffent-
lichen Bekanntmachung in Kraft.  
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 

Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14.07.1994 (GV. NW. 1994, S. 666) in der 
zur Zeit gültigen Fassung können Verletzungen von 
Verfahrens- oder Formvorschriften gegen diese Satzung 
nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung 
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 

oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

 
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Oberhausen, 24. Juni 2022 
 
 
Daniel Schranz 
Oberbürgermeister 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
Bekanntmachung über den Beschluss zur 
Verkleinerung des Vorhabengebietes und 
zur Änderung der Planbezeichnung zum 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan  
Nr. 28 - Brammenring (Möbel- und 
Einrichtungshaus) - 
 
I.   Bekanntmachung des Beschlusses zur Verkleine-

rung des Vorhabengebietes und die Änderung 
der Planbezeichnung gemäß § 12 Abs. 2 Bau-
gesetzbuch (BauGB) 

 
     Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 

20.06.2022 dem Antrag der Vorhabenträgerin vom 
16.05.2022 stattgegeben und beschlossen das Vor-
habengebiet des vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans Nr. 28 auf das in der Übersichtskarte des Be-
reichs 5-1 - Stadtplanung - vom 16.05.2022 umran-
dete und in der Begründung zu diesem Beschluss 
beschriebene Vorhabengebiet zu verkleinern. 

 
     Das rund 4,25 ha große Verfahrensgebiet des vorha-

benbezogenen Bebauungsplans Nr. 28 liegt in der 
Gemarkung Borbeck, Flur 3, und umfasst einen Teil-
bereich des Flurstücks Nr. 217. Es wird zukünftig wie 
folgt umgrenzt: 

 
     Östliche Grenze des Flurstücks Nr. 203; südwest-

liche Grenze des Flurstücks Nr. 178, südöstliche 
Grenzen der Flurstücke Nr. 178 und 179, ca. 20 m 
rechtwinklig in südöstlicher Richtung abknickend; ca. 
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16,5 m rechtwinklig in südwestlicher Richtung ab-
knickend; wiederum rechtwinklig in südöstlicher 
Richtung abknickend bis zu einer westlichen 
Parallelen von 14 m zur östlichen Grenze des Flur-
stücks Nr. 217; in südlicher Richtung ca. 111,7 m ent-
lang der westlichen Parallele von 14 m zur östlichen 
Grenze des Flurstücks Nr. 217; abknickend zu einem 
Punkt auf der südlichen Grenze des Flurstücks  
Nr. 217 ca. 42,9 m vom östlichsten Grenzpunkt die-
ses Flurstücks gelegen; der südlichen Flurstücks-
grenze des Flurstücks Nr. 217 ca. 31,8 m in west-
licher Richtung folgend; im Winkel von ca. 148° in 
nordwestlicher Richtung abknickend bis zu einer süd-
lichen Parallelen von 40,4 m zur südlichen Grenze 
des Flurstücks Nr. 203; ca. 72,7 m entlang einer süd-
lichen Parallelen von 40,4 m zur südlichen Grenze 
des Flurstücks Nr. 203; rechtwinklig abknickend zur 
südlichen Grenze des Flurstücks Nr. 203; der süd-
lichen Grenze des Flurstücks Nr. 203 bis zum südöst-
lichsten Grenzpunkt dieses Flurstücks folgend. 

 
     Die genaue Abgrenzung des räumlichen Geltungs-

bereichs ergibt sich auch aus der nachfolgenden 
Abbildung. 

     Gesetzliche Grundlage ist § 12 Abs. 2 BauGB in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 
(BGBl. I, S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 26.04.2022 (BGBl. I, S. 674). 

     Interessenten können zur Unterrichtung über die Lage 
des Vorhabengebietes einen Plan mit den Umrings-
grenzen im Bereich 5-1 - Stadtplanung -, Technisches 
Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, 
Zimmer Nr. A 009, während der Dienstzeiten einsehen. 

 
     Dienstzeiten: 
     Montag - Donnerstag:               08:00 - 16:00 Uhr und 
     Freitag:                                  08:00 - 12:00 Uhr 
 
     Hinweis 
     Gemäß § 209 BauGB haben Eigentümer und Besitzer 

zu dulden, dass Beauftragte der zuständigen Behörden 
zur Vorbereitung der von ihnen nach diesem Gesetz-
buch zu treffenden Maßnahmen Grundstücke betreten 
und Vermessungen, Boden- und Grundwasserunter-
suchungen oder ähnliche Arbeiten ausführen. 

 
II.   Bekanntmachungsanordnung im Sinne des § 2 Abs. 

4 Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) 
 
    Die vom Rat der Stadt am 20.06.2022 gefassten Be-

schlüsse zur Verkleinerung des Vorhabengebietes 
und zur Änderung der Planbezeichnung des vorha-
benbezogenen Bebauungsplans Nr. 28 - Brammen-
ring (Möbel- und Einrichtungshaus) - werden hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 

 
III. Bestätigungen und Bekanntmachungsanordnung 

des Oberbürgermeisters im Sinne des § 2 Abs. 3 
Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) 

 
     Der Inhalt/Wortlaut der Bekanntmachung der Be-

schlüsse zur Verkleinerung des Vorhabengebietes 
und zur Änderung der Planbezeichnung des vorha-
benbezogenen Bebauungsplans Nr. 28 - Brammen-
ring (Möbel- und Einrichtungshaus) - stimmt mit den 
Ratsbeschlüssen vom 20.06.2022 überein. 

 
     Es wurde im Sinne der Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 

2 der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung 
von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverord-
nung - BekanntmVO) vom 26.08.1999 (GV. NRW. S. 
516 / SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 05.11.2015 (GV. NRW. S. 739), verfahren. 

 
Die öffentliche Bekanntmachung wird hiermit angeordnet. 
 
Oberhausen, 01.07.2022 
 
Der Oberbürgermeister 
I. V. 
Motschull 
Beigeordneter 
 
Ergänzende Informationen zum vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan Nr. 28: 
 
Die Vorhabenträgerin beabsichtigt, ihr derzeit an der 
Straßburger Straße im Schladviertel (Altstandort) gelege-
nes Möbel- und Einrichtungshaus XXXLutz/Möbelstadt 
Rück auf das ehemalige Stahlwerksgelände in der Neuen 
Mitte Oberhausen (Vorhabenstandort) zu verlagern. Der 
Altstandort soll verkauft und zu einem neuen Wohnquartier 
entwickelt werden. Das Verfahrens-/Vorhabengebiet wur-
de nunmehr ausschließlich auf den Neustandort auf dem 
ehemaligen Stahlwerksgelände reduziert. 
 
Die städtebauliche Erforderlichkeit der Planung i. S. v. § 1 
Abs. 3 BauGB (Planungsanlass), das städtebauliche Kon-
zept und die Hauptplanungsziele gelten für das verkleinerte 
Vorhabengebiet auf dem ehemaligen Stahlwerksgelände 
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unverändert fort. Es ist weiterhin die Entwicklung eines 
Möbel- und Einrichtungszentrums mit einer Verkaufsfläche 
von etwa 35.000 m² sowie einer Lagerfläche von etwa 
14.000 m² vorgesehen. Der Anteil der gemäß Oberhause-
ner Sortimentskonzept als zentrenrelevant eingestuften 
Sortimente soll im Zuge der stadtgebietsinternen Verlage-
rung nicht vergrößert werden. Die Vorhabenträgerin hat in 
diesem Zusammenhang auch die Verlagerung der derzeit 
am Altstandort nach ihren Angaben vorhandenen und ge-
nehmigten Verkaufsfläche für zentrenrelevante Sortimente 
in einer Größenordnung von 3.005 m² beantragt. Dabei 
wird diese konkrete Größenordnung im Planverfahren 
unter Berücksichtigung der Fortschreibung des Einzelhan-
delskonzeptes zu prüfen und hinsichtlich potentieller Aus-
wirkungen zu bewerten sein. 
 
Weitere Informationen wie u. a. die Abbildung mit der 
Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs sind im 
Internet unter https://www.o-sp.de/oberhausen/plan/auf-
stellung.php abrufbar. 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
Bekanntmachung des Beschlusses über 
den Erlass der Satzung zur Veränderungs-
sperre Nr. 175 für den Bereich des Be- 
bauungsplans Nr. 749 - Steinbrinkstraße - 
 
I.   Bekanntmachung des Beschlusses über den Er-

lass der Satzung zur Veränderungssperre Nr. 175 
gemäß § 16 Abs. 2 Satz 2 BauGB 

 
     Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 

20.06.2022 folgende Satzung beschlossen: 
 
     Satzung 
     über die Veränderungssperre Nr. 175 vom 

01.07.2022 
 
     Der Rat der Stadt hat aufgrund der §§ 14 Abs. 1 und 16 

Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung 
vom 03.11.2017 (BGBI. I S. 3634), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 26.04.2022 (BGBl. I 
S. 674), in Verbindung mit § 7 der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW. 1994,  
S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 13.04.2022 (GV. NRW. S. 490), in seiner Sitzung 
am 20.06.2022 folgende Satzung beschlossen: 

 
§ 1 

 
     Es wird eine Veränderungssperre beschlossen. 
 
     Der Bereich der Veränderungssperre ist im Plan des 

Bereichs 5-1 - Stadtplanung - vom 18.05.2022 umran-
det dargestellt und als Anlage dieser Satzung beigefügt. 

 
     Der räumliche Geltungsbereich der Veränderungs-

sperre Nr. 175 liegt in der Gemarkung Sterkrade, Flur 
21, und wird wie folgt umgrenzt: 

 
     Nördliche Grenzen der Flurstücke Nr. 321, 322 und 

225; östliche Grenze des Flurstücks Nr. 225; nörd-
liche Grenzen der Flurstücke Nr. 320 und 224; öst-
liche Grenzen der Flurstücke Nr. 224, 320 und 318; 
südliche Grenze des Flurstücks Nr. 318; diese 
Grenze verlängert bis zu einer Parallelen von 8,0 m 
zur westlichen Grenze des Flurstücks Nr. 384; 
Parallele von 8,0 m zur westlichen Grenze des Flur-
stücks Nr. 384; rechtwinklig abknickend zum nord-
westlichsten Grenzpunkt des Flurstücks Nr. 321. 

§ 2 
 
     Im räumlichen Geltungsbereich der Veränderungs-

sperre (§ 1) dürfen 
 
     1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchge-

führt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden; 
 
     2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Ver-

änderungen von Grundstücken und baulichen An-
lagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, 
zustimmungs- oder anzeigepflichtig sind, nicht vor-
genommen werden. 

 
§ 3 

 
     Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Verände-

rungssperre baurechtlich genehmigt worden sind, 
Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bis-
her ausgeübten Nutzung werden von der Verände-
rungssperre nicht berührt. 

 
§ 4 

 
     Diese Satzung tritt mit dem Tage der Bekanntmachung 

ihres Beschlusses in Kraft. Sie tritt außer Kraft, sobald 
und soweit für ihren Geltungsbereich (§ 1) ein Bebau-
ungsplan rechtskräftig wird, spätestens jedoch am 
20.07.2023. Gemäß § 17 Abs. 1 Satz 2 BauGB wurde 
der Zeitraum der Zurückstellung einer Bauvoranfrage 
nach § 15 Abs. 1 BauGB (12 Monate) angerechnet.
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     Die Satzung über die Veränderungssperre Nr. 175 liegt 
vom Tage der Veröffentlichung dieser Bekanntmach-
ung an im Bereich 5-1 - Stadtplanung -, Technisches 
Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, 
Zimmer Nr. A 004, während der nachstehend genann-
ten Dienstzeiten zu jedermanns Einsicht öffentlich aus: 

 
     Montag - Donnerstag:                      08:00 - 16:00 Uhr 
     Freitag:                                            08:00 - 12:00 Uhr 
 
     Über den Inhalt der Satzung wird auf Verlangen 

Auskunft erteilt. 
 
II.  Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 4 

Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) 
 
     Der vom Rat der Stadt am 20.06.2022 gefasste Be-

schluss über den Erlass der Satzung zur Verände-
rungssperre Nr. 175 wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. Mit dieser Bekanntmachung tritt die Sat-
zung über die Veränderungssperre Nr. 175 gemäß  
§ 16 Abs. 2 i. V. m. § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 

 
     Hinweise 
 
     1. Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf folgendes 

hingewiesen: 
 
         Unbeachtlich werden 
 
         1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 3 BauGB 

beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, 

 
         2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 

BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplans und 
des Flächennutzungsplans und 

 
         3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 

Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 
         wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekannt-

machung der Satzung schriftlich gegenüber der 
Stadt Oberhausen unter Darlegung des die Verlet-
zung begründenden Sachverhalts geltend gemacht 
worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler 
nach § 214 Abs. 2 a BauGB beachtlich sind. 

 
     2. Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung 

für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. 
1994, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 13.04.2022 (GV. NRW. S. 490), 
können Verletzungen von Verfahrens- oder Form-
vorschriften gegen diese Satzung nach Ablauf von 
sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn, 

 
         a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 

ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

 
         b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestim-

mung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

 
         c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vor-

her beanstandet oder 
 
         d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-

über der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
     3. § 18 Abs. 1 Satz 1 Baugesetzbuch lautet wie folgt: 
 
     „Dauert die Veränderungssperre länger als vier Jahre 

über den Zeitpunkt ihres Beginns oder der ersten 
Zurückstellung eines Baugesuchs nach § 15 Abs. 1 
hinaus, ist den Betroffenen für dadurch entstandene 
Vermögensnachteile eine angemessene Entschädi-
gung in Geld zu leisten." 

 
     Gemäß § 18 Abs. 3 Baugesetzbuch wird darauf hin-

gewiesen, dass der Entschädigungsberechtigte Ent-
schädigung verlangen kann, wenn die in § 18 Abs. 1 
Satz 1 Baugesetzbuch bezeichneten Vermögens-
nachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des 
Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leis-
tung der Entschädigung schriftlich bei der Stadt 
Oberhausen beantragt. 

 
III. Bestätigungen und Bekanntmachungsanord-

nung des Oberbürgermeisters gemäß § 2 Abs. 3 
Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) 

 
     Der Inhalt/Wortlaut des papiergebundenen Doku-

ments der Satzung über die Veränderungssperre  
Nr. 175 stimmt mit dem Beschluss des Rates der 
Stadt vom 20.06.2022 überein. 

 
     Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2 

der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung 
von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsver-
ordnung - BekanntmVO) vom 26.08.1999 (GV. NRW. S. 
516 / SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 05.11.2015 (GV. NRW. S. 741), verfahren. 

 
Die öffentliche Bekanntmachung wird hiermit angeordnet. 
 
Oberhausen, 01.07.2022 
 
Der Oberbürgermeister 
I. V. 
Motschull 
Beigeordneter 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Wahl-
leiters der Stadt Oberhausen 
 
Das Mitglied der Bezirksvertretung Osterfeld Herr 
Rainer Schucker hat gem. §§ 38, 46a des Gesetzes 
über die Kommunalwahlen im Lande Nordrhein-West-
falen (Kommunalwahlgesetz - KWahlG) dem Wahlleiter 
zur Niederschrift erklärt, dass er auf sein Mandat ver-
zichtet und scheidet zum 30.06.2022 aus der Bezirks-
vertretung Osterfeld aus.  
 
Nach dem Listenwahlvorschlag der Partei DIE LINKE ist 
die nachstehende Ersatzbewerberin 
 
Frau 
Heike Hansen 
46117 Oberhausen 
geboren 1964 in Oberhausen 
E-Mail: heike.ripse@gmx.de 
Gärtnerin 
 
berufen worden, welche damit ab dem 01.07.2022 an 
die Stelle des Herrn Schucker tritt. 
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Gegen diese Feststellung kann beim Wahlleiter - Fach-
bereich Wahlen - schriftlich oder mündlich zur Nieder-
schrift Einspruch gem. §§ 39, 45, 46a des Gesetzes 
über die Kommunalwahlen im Lande Nordrhein-West-
falen (Kommunalwahlgesetz - KWahlG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 30. Juni 1998 (GV. NW.  
S. 454, ber. S. 509 und 1999 S. 70), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. März 2022 (GV. 
NRW. S. 412), eingelegt werden.  
 
Die Einspruchsfrist rechnet einen Monat vom Zeitpunkt 
dieser Bekanntmachung an. 
 
Oberhausen, 05.07.2022 
 
Motschull 
- Wahlleiter - 
 
 

Bekanntmachung der Änderung der 
Zweckverbandssatzung für den Zweckver-
band Verkehrsverbund Rhein-Ruhr (VRR) 
 
Die Bezirksregierung hat die von der Verbandsver-
sammlung am 23.03.2022 beschlossenen Änderungen 
der Zweckverbandssatzung zur Kenntnis genommen 
und gemäß § 20 Abs. 4 i. V. m. § 11 Abs. 1 des Gesetzes 
über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG) im Amts-
blatt für den Regierungsbezirk Düsseldorf (Ausgabe  
Nr. 23 vom 09.06.2022) bekannt gemacht. 
 
Auf diese Veröffentlichung wird hiermit gemäß § 11 Abs. 1 
GKG hingewiesen.  
 
 

Ordnungsbehördliche Verordnung zum 
Schutz der Naturdenkmale in der Stadt 
Oberhausen vom 04.07.2022 
 
Auf Grund des § 43 Abs. 2 des Gesetzes zum Schutz 
der Natur in Nordrhein-Westfalen (Landesnaturschutz-
gesetz – LNatSchG NRW) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 21. Juli 2000 (GV. NRW. S. 568) und der 
§§ 20 und 28 des Gesetzes über Naturschutz und Land-
schaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG) 
vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542) sowie des § 27 des 
Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der Ordnungs-
behörden – Ordnungsbehördengesetz (OBG) – in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 13. Mai 1980 (GV. 
NRW. S. 528), jeweils in der zurzeit gültigen Fassung, 
wird von der Stadt Oberhausen als Untere Naturschutz-
behörde gemäß dem Beschluss des Rates der Stadt 
Oberhausen in seiner Sitzung am 20.09.2021 folgende 
Ordnungsbehördliche Verordnung erlassen: 
 

§ 1 Räumlicher Geltungsbereich 
 
Die Ordnungsbehördliche Verordnung für Naturdenk-
male in Oberhausen gilt innerhalb der im Zusammen-
hang bebauten Ortsteile der Stadt Oberhausen und des 
Geltungsbereichs der Bebauungspläne. 
 

§ 2 Geltungsdauer 
 
Diese Verordnung gilt nach ihrem Inkrafttreten für die 
Dauer von 20 Jahren. 
 

§ 3 Schutzgegenstand und Schutzzweck 
 
Die im beigefügten Verzeichnis aufgeführten Einzel-
schöpfungen der Natur werden aus den dort näher 
bezeichneten Gründen zu Naturdenkmalen erklärt. 
 
Zum geschützten Naturdenkmal gehört auch die zu ihrer 
Sicherung notwendige Umgebung. Bei einem als Natur-
denkmal festgesetzten Einzelbaum oder einer Baum-
gruppe ist der Wurzelbereich sowie die Fläche unter der 
Baumkrone (Traufbereich) und ein 2 m breiter 
Sicherungsstreifen über den Traufrand des Baumes 
bzw. der Bäume hinaus geschützt. Bei Findlingen ist ein 
2 m breiter Radius um den Stein geschützt. 
 
Durch die Unterschutzstellung werden die Naturdenk-
male vor Eingriffen geschützt, die ihren Zustand verän-
dern oder ihre Erhaltung gefährden können. Das Ver-
zeichnis ist Bestandteil dieser Verordnung. 
 

§ 4 Verbotene Handlungen 
 
Alle Handlungen, die zu einer Beseitigung, Zerstörung, 
Beschädigung, Veränderung oder nachhaltigen Störung 
eines Naturdenkmales oder seines Schutzbereiches 
führen können, sind verboten. 
 
Untersagt ist insbesondere: 
 
1.   Ein Naturdenkmal zu beschädigen, auszureißen, 

auszugraben oder Teile davon abzutrennen oder auf 
andere Weise in seinem Wachstum zu beeinträchti-
gen; als Beschädigung gelten auch das Verletzen 
des Wurzelwerkes oder der Rinde sowie das 
Aufasten oder Abbrechen von Zweigen, 

 
2.  den Schutzbereich eines Naturdenkmales mit einer 

wasserundurchlässigen Decke zu befestigen sowie 
das Verdichten des Bodens durch Befahren oder 
Abstellen von Fahrzeugen,  

 
3.   im Schutzbereich eines Naturdenkmales Biozide, Dün-

gemittel und Streusalze anzuwenden oder zu lagern, 
 
4.  im Schutzbereich eines Naturdenkmales Leitungen 

aller Art, einschließlich Fernmeldeeinrichtungen zu 
verlegen oder zu ändern, 

 
5.   im Schutzbereich eines Naturdenkmales bauliche Anla-

gen, öffentliche Verkehrsanlagen und deren Nebenan-
lagen sowie Anlagen, die der Bergaufsicht unterliegen, 
zu errichten oder zu ändern, auch wenn sie keiner bau-
aufsichtlichen Genehmigung oder Anzeige bedürfen, 

 
6.   im Schutzbereich eines Naturdenkmales Aufschüt-

tungen, Abgrabungen, Verfüllungen, Ausschachtun-
gen, Sprengungen oder andere Veränderungen der 
Bodengestalt vorzunehmen, 

 
7.   im Schutzbereich eines Naturdenkmals Stoffe oder 

Gegenstände auszubringen, zu lagern, abzulagern, 
einzuleiten oder sich ihrer in anderer Weise zu entledi-
gen, die das Erscheinungsbild oder den Bestand eines 
Naturdenkmales gefährden oder beeinträchtigen, 

 
8.   Werbeanlagen sowie Schilder, Bilder oder Beschrif-

tungen an einem Naturdenkmal anzubringen oder 
im Schutzbereich aufzustellen, soweit sie nicht aus-
schließlich auf die Schutzausweisung hinweisen,
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9.   im Schutzbereich eines Naturdenkmales Buden, 
Verkaufsstände oder -wagen, Wohnwagen, Zelte, 
Bänke oder Warenautomaten aufzustellen, 

 
10. Gesteinsproben an dem Findling zu entnehmen, 
 
11.  sonstige Tätigkeiten auszuüben, die dem Schutz-

zweck zuwiderlaufen. 
 

§ 5 Gebote 
 
(1) Kennzeichnung und Kontrolle der Schutzobjekte oblie-

gen der Stadt Oberhausen als Untere Naturschutzbe-
hörde. Eigentümer*innen und Nutzungsberechtigte 
dieser Naturdenkmale haben die Durchführung der 
Maßnahmen durch Vertreter der Behörde oder von ihr 
beauftragter Dritter zu dulden, soweit sich daraus kei-
ne unzumutbaren Beeinträchtigungen für sie ableiten. 

 
(2) Grundstückseigentümer*innen oder Nutzungsbe-

rechtigte sind verpflichtet, Schäden an Naturdenk-
malen sowie Gefahren, die von ihnen ausgehen oder 
auf sie einwirken, unverzüglich der Stadt Oberhau-
sen als Untere Naturschutzbehörde mitzuteilen. 

 
(3) Übliche Nutzungen und Pflegemaßnahmen im Rah-

men der Sozialpflichtigkeit des Eigentums obliegen 
den jeweiligen Eigentümer*innen oder Nutzungsbe-
rechtigten des Schutzobjektes in sach- und fachge-
rechter Art und Weise. Darüber hinausgehende not-
wendige Maßnahmen zum Erhalt und zur Sicherung 
des Schutzobjektes sind in Abstimmung zwischen 
dem/der betroffenen Eigentümer*in und der Stadt 
Oberhausen als Untere Naturschutzbehörde zu ver-
anlassen und durchzuführen.  

 
§ 6 Ausnahmen 

 
(1) Nicht unter die Verbote gemäß § 4 fallen: 
 
     1. von der Stadt Oberhausen als Untere Naturschutz-

behörde angeordnete, genehmigte oder selbst 
durchgeführte Schutz-, Pflege- oder Entwicklungs-
maßnahmen, 

 
     2. unaufschiebbare Maßnahmen zur Abwendung 

einer unmittelbar drohenden Gefahr. Die Durch-
führung dieser Maßnahmen sind der Unteren 
Naturschutzbehörde unverzüglich anzuzeigen.  

 
(2) Ausnahmen von den in § 4 aufgeführten Verboten 

können von der Unteren Naturschutzbehörde in 
besonderen Fällen zugelassen werden. 

 
(3) Beschränkungen, Verbote und Gebote nach dem 

Bundesnaturschutzgesetz, dem Landesnaturschutz-
gesetz NRW und sonstigen Rechtsvorschriften blei-
ben unberührt. 

 
§ 7 Befreiungen 

 
Gemäß § 67 BNatSchG, in Verbindung mit § 75 LNatSchG 
NRW, kann von den Geboten und Verboten dieser 
Verordnung auf Antrag eine Befreiung erteilt werden, wenn  
 
a) dies aus Gründen des überwiegenden öffentlichen 

Interesses notwendig ist oder 
 
b) die Durchführung der Vorschriften im Einzelfall zu 

einer unzumutbaren Belastung führen würde und die 
Abweichung mit den Belangen von Naturschutz und 
Landschaftspflege vereinbar ist. 

§ 8 Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 77 Abs. 1 Nr. 4 

Landesnaturschutzgesetz NRW handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig entgegen § 4 dieser Verord-
nung Handlungen vornimmt, die zu einer Beseiti-
gung, Zerstörung, Beschädigung, Veränderung oder 
nachhaltigen Störung eines Naturdenkmales oder 
seines Schutzbereiches führen können.  

 
(2) Nach § 78 Abs. 1 Landesnaturschutzgesetz NRW 

können Ordnungswidrigkeiten mit einer Geldbuße 
bis zu 50.000 Euro geahndet werden. 

 
§ 9 Straftaten 

 
Gemäß § 304 Strafgesetzbuch ist die rechtswidrige 
Beschädigung oder Zerstörung von Naturdenkmalen mit 
Freiheitsstrafe bis zu 3 Jahren oder mit Geldstrafe 
bedroht. Der Versuch ist strafbar. 
 

§ 10 Inkrafttreten 
 
Diese Verordnung tritt eine Woche nach dem Tag ihrer 
Verkündung im Amtsblatt der Stadt Oberhausen in Kraft. 
 
 
Verkündungsbefehl 
 
Die vorstehende ordnungsbehördliche Verordnung wird 
hiermit verkündet. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
gegen diese ordnungsbehördliche Verordnung nach Ab-
lauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) diese ordnungsbehördliche Verordnung ist nicht ord-

nungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
 
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Oberhausen vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Stadt Oberhausen 
als örtliche Ordnungsbehörde 
Oberhausen, 04.07.2022 
 
 
Motschull 
Beigeordneter 
 
 

Amtsblatt für die Stadt Oberhausen Amtsblatt Nr. 13 vom 15. Juli 2022

134



Amtsblatt für die Stadt Oberhausen Amtsblatt Nr. 13 vom 15. Juli 2022

135

 Lfd.  
 Nr.

Objekt-
Nr.

Anzahl, Art, 
Bezeichnung

Lage- 
bezeichnung

Gemarkung Flur Flur- 
stück

Schutzzweck

 1 8.1 1 Granit 
150 x 100 x 150

Findlingsweg/ 
Bruckmannskate

Sterkrade-Nord 12 930 Eigenart; erdge-
schichtliche Gründe

 2 8.11 Stieleiche 
U = 5,10 m

Ecke Pfeilstraße/ 
Eimersweg

Sterkrade-Nord 16 285 Eigenart, Schönheit

 3 9.3 1 Sandstein 
190 x 70 x 120

Buchenweg 189 Sterkrade-Nord 7 87 Eigenart; erdge-
schichtliche Gründe

 4 9.5 15 Kopfbäume 
(Salix alba)

Südlich Höhenweg Sterkrade-Nord 12 233/ 
234

Seltenheit; Eigenart; 
Schönheit

 5 9.6 39 Kopfbäume 
(Salix alba)

Stollenstraße Sterkrade-Nord 12 739 Seltenheit; Eigenart; 
Schönheit

 6 9.7 Rotbuche (Buche) 
U = 3,20 m

Buchenweg 273/275 Sterkrade-Nord 6 96 Eigenart, Schönheit

 7 9.9 1 Sandstein 
230 x 50 x 95

Pfalzgrafenstraße 47 Sterkrade-Nord 4 78 Eigenart; erdge-
schichtliche Gründe

 8 9.10 Hainbuche 
U = 2,48 m

Königshardter Straße 
226

Sterkrade 6 208 Seltenheit; Eigenart; 
Schönheit

 9 9.11 1 Granit 
70 x 20 x 140

Everslohstraße 50 Sterkrade 6 223 Eigenart; erdge-
schichtliche Gründe

 10 9.12 Stieleiche 
U = 3,60 m

Pfälzer Straße Sterkrade 9 841 Eigenart, Schönheit

 11 14.1 1 Tertiärer Quarzit 
310 x 290 x 90

Dorstener Straße 406 Osterfeld 9 136 Eigenart; erdge-
schichtliche Gründe

 
12 14.2

2 Tertiäre Quarzite 
250 x 160 x 140 

100 x 60 x 40

Dorstener Straße/ 
Ecke Elpenbachstraße

Osterfeld 9 267
Eigenart; erdge-

schichtliche Gründe

 13 14.5 1 Granit 
110 x 70 x 50

Dorstener Straße 342 Osterfeld 8 146 Eigenart; erdge-
schichtliche Gründe

 14 14.6 2 Granite Dorstener Straße/ 
Ecke Musfeldstraße

Osterfeld 7 1 Eigenart; erdge-
schichtliche Gründe

 15 14.7 1 Tertiärer Quarzit 
160 x 100 x 45

Drosselstraße Osterfeld 8 367 Eigenart; erdge-
schichtliche Gründe

 16 14.8 1 Quarzit 
290 x 250 x 70

Elpenbachstraße 112 Osterfeld 8 354 Eigenart; erdge-
schichtliche Gründe

 17 14.9 Stieleiche Wasgenwaldstraße 
gegenüber Haus-Nr. 48

Osterfeld 9 264 Eigenart, Schönheit

 18 17.1 Esskastanie 
U = 4 m

Beeckstraße 65 Buschhausen 7 162 Eigenart, Schönheit

 19 17.2 Stieleiche 
U = 3,45 m

Lanterstr./Simrockstraße Buschhausen 7 45 Eigenart, Schönheit

 20 18.1 Roßkastanie 
U = 2,90 m

Großer Marktplatz  
in Sterkrade

Sterkrade 18 515 Eigenart, Schönheit

 21 18.2 Stieleiche Holtener Straße 
Grünzug Reinersbach

Sterkrade 16 250 Eigenart, Schönheit

 22 19.4 1 Tertiärer Quarzit 
320 x 200 x 50

Memelstraße 1 Osterfeld 6 127 Eigenart; erdge-
schichtliche Gründe

 23 19.6 1 Tertiärer Quarzit 
155 x 60 x 125

Westerwaldstraße 62 Osterfeld 1 101 Eigenart; erdge-
schichtliche Gründe

 24 19.7 1 Rotbuche Vestische Straße, 
im Heidepark

Osterfeld 1 313 Eigenart, Schönheit

 25 22.1 2 Quarzite Fichtestraße 4 Buschhausen 9 68 Eigenart; erdge-
schichtliche Gründe

 26 28.1 1 Granit 
120 x 130 x 80

Schwartzstraße 73 Oberhausen 31 778 Eigenart; erdge-
schichtliche Gründe

 27 28.2 Blutbuche Elsa-Brändström-Straße 
46

Oberhausen 30 135 Eigenart, Schönheit

 28 29.1 1 Granit 
140 x 100 x 55

Wehrstraße 69 Dümpten 4 267 Eigenart; erdge-
schichtliche Gründe

 29 29.2 Stieleiche Werdener Straße 45 Dümpten 6 749 Eigenart, Schönheit

Verzeichnis der Naturdenkmale



Bekanntmachung des Jahresabschlusses 
2019/2020 des Theater Oberhausen 
 
Der Kulturausschuss als Betriebsausschuss des 
Theater Oberhausen hat gem. § 26 Abs. 1 der Eigen-
betriebsverordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(EigVO) in der Fassung vom 16. November 2004 in sei-
ner Sitzung am 26.10.2021 
 
- den Jahresabschluss zum 31.07.2020 
  bestehend aus: 
       Bilanz 
       Gewinn- und Verlustrechnung 
       Anhang 
        
- den Lagebericht 2019/2020 
 
nach Aufstellung durch die Betriebsleitung zustimmend 
vorberaten. 
 
In seiner Sitzung vom 15.11.2021 hat der Rat der Stadt 
aufgrund des Beratungsergebnisses des Betriebsaus-
schusses Theater den Jahresabschluss 2019/2020 und 
den Lagebericht 2019/2020 beraten und folgenden Be-
schluss gefasst: 
 
Der Rat der Stadt Oberhausen beschließt gemäß § 26 
Eigenbetriebsverordnung Nordrhein-Westfalen den Jah-
resabschluss und den Lagebericht der öffentlichen Ein-
richtung „Theater Oberhausen“ für das Wirtschaftsjahr 
2019/2020 festzustellen und die Betriebsleitung für das 
Wirtschaftsjahr 2019/2020 zu entlasten. Der Jahres-
überschuss in Höhe von 41.749,43 EUR wird der allge-
meinen Rücklage des Theaters zugeführt. 
 
Abschließender Vermerk der gpaNRW 
 
Die gpaNRW ist gemäß § 106 Abs. 2 GO in der bis zum 
31. Dezember 2018 gültigen Fassung i. V. m. Artikel 10 
Abs. 1 des 2. NKFWG NRW gesetzliche Abschlussprü-
ferin des Betriebes Theater Oberhausen. Zur Durchfüh-
rung der Jahresabschlussprüfung zum 31.07.2020 hat sie 
sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft KPMG, Ham-
burg, bedient. 
 
Diese hat mit Datum vom 04.10.2021 den nachfolgend dar-
gestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt. 
 
„Bestätigungsvermerk des unabhängigen 
Abschlussprüfers 
 
An die Öffentliche Einrichtung „Theater Oberhausen", 
Oberhausen 
 
Vermerk über die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts 
 
Prüfungsurteile 
 
Wir haben den Jahresabschluss der Öffentlichen Ein-
richtung „Theater Oberhausen", Oberhausen - beste-
hend aus der Bilanz zum 31. Juli 2020 und der Gewinn- 
und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom  
1. August 2019 bis zum 31. Juli 2020 sowie dem An-
hang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- 
und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus 
haben wir den Lagebericht der Öffentlichen Einrichtung 
„Theater Oberhausen" für das Geschäftsjahr vom  
1. August 2019 bis zum 31. Juli 2020 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse 
 
- entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen 

wesentlichen Belangen den Vorschriften der Eigenbe-
triebsverordnung für das Land Nordrhein-Westfalen i. V. 
m. den einschlägigen deutschen, für Kapitalgesell-
schaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und 
vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- 
und Finanzlage der öffentlichen Einrichtung zum  
31. Juli 2020 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäfts-
jahr vom 1. August 2019 bis zum 31. Juli 2020 und 

 
- vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zu-

treffendes Bild von der Lage der öffentlichen Einrich-
tung. In allen wesentlichen Belangen steht dieser 
Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, ent-
spricht den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen i. V. m. den deut-
schen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass 
unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB 
und § 106 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. 
Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und 
Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Ab-
schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts" unseres Bestätigungsvermerks 
weitergehend beschrieben. Wir sind von der öffentlichen 
Einrichtung unabhängig in Übereinstimmung mit den 
deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen 
Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Be-
rufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderun-
gen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns er-
langten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet 
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum 
Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 
 
Wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit 
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
 
Wir verweisen auf die Angaben im Abschnitt „Angaben 
zur Vermittlung eines den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechenden Bildes" des Anhangs sowie die Anga-
ben im Abschnitt „Prognosebericht" des Lageberichts, in 
denen die Betriebsleitung beschreibt, dass der Fortbe-
stand des Theaters von der weiteren Bezuschussung 
durch die Stadt Oberhausen abhängig ist. Wie im Ab-
schnitt „Angaben zur Vermittlung eines den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechenden Bildes" des Anhangs und 
im Abschnitt „Prognosebericht" des Lageberichts darge-
legt, deuten diese Gegebenheiten auf das Bestehen 
einer wesentlichen Unsicherheit hin, die bedeutsame 
Zweifel an der Fähigkeit der öffentlichen Einrichtung zur 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen kann 
und die ein bestandsgefährdendes Risiko im Sinne des  
§ 322 Abs. 2 Satz 3 HGB darstellt. Unsere Prüfungsur-
teile sind bezüglich dieses Sachverhalts nicht modifiziert. 
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Verantwortung der Betriebsleitung und des Kultur-
ausschusses für den Jahresabschluss und den 
Lagebericht 
 
Die Betriebsleitung ist verantwortlich für die Aufstellung 
des Jahresabschlusses, der den Vorschriften der Eigen-
betriebsverordnung für das Land Nordrhein-Westfalen  
i. V. m. den einschlägigen deutschen, für Kapitalgesell-
schaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in 
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass 
der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der öffentlichen Ein-
richtung vermittelt. Ferner ist die Betriebsleitung verant-
wortlich für die internen Kontrollen, die sie in Überein-
stimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmä-
ßiger Buchführung als notwendig bestimmt hat, um die 
Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, 
der frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeab-
sichtigten - falschen Darstellungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist die Be-
triebsleitung dafür verantwortlich, die Fähigkeit der 
öffentlichen Einrichtung zur Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren hat sie die 
Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlä-
gig, anzugeben. Darüber hinaus ist sie dafür verantwort-
lich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrund-
satzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 
bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder recht-
liche Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem ist die Betriebsleitung verantwortlich für die 
Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage der öffentlichen Einrichtung 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Jahresabschluss in Einklang steht, den Vorschriften der 
Eigenbetriebsverordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen i. V. m. den deutschen gesetzlichen Vorschrif-
ten entspricht und die Chancen und Risiken der zukünf-
tigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner ist die Be-
triebsleitung verantwortlich für die Vorkehrungen und 
Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet 
hat, um die Aufstellung eines Lageberichts in Überein-
stimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetz-
lichen Vorschriften zu ermöglichen und um ausreichen-
de geeignete Nachweise für die Aussagen im Lage-
bericht erbringen zu können. 
 
Der Kulturausschuss ist verantwortlich für die Über-
wachung des Rechnungslegungsprozesses der öffent-
lichen Einrichtung zur Aufstellung des Jahresab- 
schlusses und des Lageberichts. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prü-
fung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber 
zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei 
von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtig-
ten - falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der öffent-
lichen Einrichtung vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei 
der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 
steht, den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen i. V. m. den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar-
stellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der 

unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 
Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicher-
heit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Überein-
stimmung mit § 317 HGB und § 106 der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen unter Beach-
tung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-
stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche 
falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellun-
gen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultie-
ren und werden als wesentlich angesehen, wenn ver-
nünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln 
oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresab-
schlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen 
Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermes-
sen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. 
Darüber hinaus 
 
- identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesent-

licher - beabsichtigter oder unbeabsichtigter falscher 
Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, 
planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion 
auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungs-
nachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das 
Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht 
aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei 
Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusam-
menwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständig-
keiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außer-
kraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

 
- gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung 

des Jahresabschlusses relevanten internen Kontroll-
system und den für die Prüfung des Lageberichts rele-
vanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungs-
handlungen zu planen, die unter den gegebenen Um-
ständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, 
ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der 
öffentlichen Einrichtung abzugeben. 

 
- beurteilen wir die Angemessenheit der von der Be-

triebsleitung angewandten Rechnungslegungsmetho-
den sowie die Vertretbarkeit der von der Betriebslei-
tung dargestellten geschätzten Werte und damit 
zusammenhängenden Angaben. 

 
- ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessen-

heit des von der Betriebsleitung angewandten Rech-
nungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlang-
ten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicher-
heit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegeben-
heiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit 
der öffentlichen Einrichtung zur Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem 
Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit 
besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf 
die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im 
Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese An-
gaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungs-
urteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolge-
rungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres 
Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. 
Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können 
jedoch dazu führen, dass die öffentliche Einrichtung ihre 
Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 
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- beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und 
den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der 
Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde 
liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so dar-
stellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
öffentlichen Einrichtung vermittelt. 

 
- beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem 

Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und 
das von ihm vermittelte Bild von der Lage der öffent-
lichen Einrichtung. 

 
- führen wir Prüfungshandlungen zu den von der Be-

triebsleitung dargestellten zukunftsorientierten Anga-
ben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender ge-
eigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei ins-
besondere die den zukunftsorientierten Angaben von 
der Betriebsleitung zugrunde gelegten bedeutsamen 
Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ab-
leitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen 
Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den 
zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde 
liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht 
ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige 
Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten 
Angaben abweichen. 

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwort-
lichen unter anderem den geplanten Umfang und die Zeit-
planung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststel-
lungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen Kon-
trollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen.“ 
 
Die gpaNRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft KPMG ausgewertet und eine Ana-
lyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt 
dabei zu folgendem Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 
der Verordnung über die Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichti-
gen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der gpaNRW 
nicht erforderlich. 
 
Herne, 17.05.2022 
 
gpaNRW 
Im Auftrag 
 
Matthias Middel 
 
Jahresabschluss und Lagebericht für das Jahr 2019/2020 
können von montags bis freitags in der Verwaltung des 
Theater Oberhausen eingesehen werden. 
 
Oberhausen, 04.07.2022 
 
Theater Oberhausen 
 
Doris Beckmann                                   Florian Fiedler 
Betriebsleiterin                                      Betriebsleiter 
 
 

Jahresabschluss zum 31.12.2021 der 
GMVA Niederrhein GmbH 
 
Die Gesellschafterversammlung der Gemeinschafts-
Müll-Verbrennungsanlage Niederrhein GmbH, 46049 
Oberhausen, hat am 10. Juni 2022 den Jahresabschluss 
zum 31. Dezember 2021 mit einer Bilanzsumme von 
64.079.558,75 € und einem Jahresüberschuss von 
16.183.720,98 € festgestellt. 
 
Der Jahresabschluss und Lagebericht kann ab Ende 
August 2022 auf der Homepage der GMVA Niederrhein 
GmbH unter https://www.gmva.de/bibliothek/ eingese-
hen werden. 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses beauftragte 
Wirtschaftsprüngsgesellschaft Vinken, Görtz, Lange & 
Partner, Duisburg, hat am 16. März 2022 folgenden 
Bestätigungsvermerk erteilt. 
 
Bestätigungsvermerk des unabhängigen 
Abschlussprüfers 
 
An die GMVA Gemeinschafts-Müll-Verbrennungsanlage 
Niederrhein Gesellschaft mit beschränkter Haftung, 
46049 Oberhausen 
 
Prüfungsurteile 
 
Wir haben den Jahresabschluss der GMVA Gemein-
schafts-Müll-Verbrennungsanlage Niederrhein Gesell-
schaft mit beschränkter Haftung - bestehend aus der 
Bilanz zum 31. Dezember 2021 und der Gewinn- und 
Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
2021 bis zum 31. Dezember 2021 sowie dem Anhang, 
einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus haben 
wir den Lagebericht der GMVA Gemeinschafts-Müll-Ver-
brennungsanlage Niederrhein Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
2021 bis zum 31. Dezember 2021 geprüft.  
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse  
 
- entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen 

wesentlichen Belangen den deutschen, für Kapital-
gesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vor-
schriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum  
31. Dezember 2021 sowie ihrer Ertragslage für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar 2021 bis zum  
31. Dezember 2021 und  

 
- vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein 

zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen 
wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in 
Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deut-
schen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass 
unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts geführt hat. 
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Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB 
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Ver-
antwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen 
ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für 
die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts" unseres Bestätigungsvermerks weitergehend 
beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhän-
gig in Übereinstimmung mit den deutschen handels-
rechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und 
haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir 
sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prü-
fungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht zu dienen.  
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des 
Aufsichtsrats für den Jahresabschluss und den 
Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die 
Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen, 
für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen 
Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, 
und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Ver-
treter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in 
Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt 
haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu 
ermöglichen, der frei von wesentlichen - beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist.  
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die ge-
setzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit 
der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmens-
tätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Ver-
antwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlä-
gig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verant-
wortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungs-
grundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder recht-
liche Gegebenheiten entgegenstehen.  
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft ver-
mittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. 
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie 
als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines 
Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwenden-
den deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermög-
lichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für 
die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.  
 
Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung 
des Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft zur 
Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prü-
fung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber 
zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei 
von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtig-
ten - falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Be-
langen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, 
den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und 
die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk 
zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht beinhaltet.  
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicher-
heit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Überein-
stimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Dar-
stellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können 
aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und wer-
den als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise 
erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insge-
samt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses 
und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entschei-
dungen von Adressaten beeinflussen.  
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermes-
sen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. 
Darüber hinaus 
  
- identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesent-

licher - beabsichtigter oder unbeabsichtigter - falscher 
Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, 
planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion 
auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnach-
weise, die ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das 
Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht 
aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Un-
richtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammen-
wirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkei-
ten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraft-
setzen interner Kontrollen beinhalten können. 

 
- gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung 

des Jahresabschlusses relevanten internen Kontroll-
system und den für die Prüfung des Lageberichts rele-
vanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungs-
handlungen zu planen, die unter den gegebenen Um-
ständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, 
ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der 
Gesellschaft abzugeben.  

 
- beurteilen wir die Angemessenheit der von den ge-

setzlichen Vertretern angewandten Rechnungsle-
gungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den 
gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten 
Werte und damit zusammenhängenden Angaben.  

 
- ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessen-

heit des von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der 
erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche 
Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder 
Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an 
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der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu 
dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Un-
sicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestäti-
gungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im 
Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu 
machen oder, falls diese Angaben unangemessen 
sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. 
Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der 
Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungs-
vermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige 
Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu 
führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätig-
keit nicht mehr fortführen kann. 

 
- beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und 

den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der An-
gaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde lie-
genden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der GMVA 
Gemeinschafts-Müll-Verbrennungsanlage Niederrhein 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung vermittelt.  

 
- beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem 

Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das 
von ihm vermittelte Bild von der Lage des Unternehmens. 

 
- führen wir Prüfungshandlungen zu den von den ge-

setzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten 
Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichen-
der geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir da-
bei insbesondere die den zukunftsorientierten Anga-
ben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde geleg-
ten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die 
sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Anga-
ben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prü-
fungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie 
zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht 
ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, 
dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunfts-
orientierten Angaben abweichen.  

  

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlich-
en unter anderem den geplanten Umfang und die Zeitpla-
nung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellun-
gen, einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontroll-
system, die wir während unserer Prüfung feststellen. 
 
Duisburg, 16. März 2022 
 
VINKEN • GÖRTZ • LANGE UND PARTNER 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 
 
gez.: Dipl.-Kfm. Ralf Hülsmann 
Wirtschaftsprüfer  
 
gez.: Dipl.-Kfm. Dirk Weber 
Wirtschaftsprüfer 
 
Oberhausen, 10. Juni 2022 
 
GMVA Niederrhein GmbH 
Geschäftsführung 
 
gez.: Michaela Schröder 
gez.: Frank Nachtsheim 
gez.: Markus Bokelmann 
 
 
 
 


